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Auf Grund der Art. 5, 8 und 9 des Koammalabgabengesetzes erlaßt

'io
GEMEINDE LOH KIRCHEN

folgende

8 E I T RAG S - UND G E 8 0 H REN S ATZ U N G

ZUR E N T WAS S E RUN G S S ATZ U N G

5 1 Beltragserhebung

Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihres Aufwandes fUr die Herstellung
der EntWässerungsanlage einen Beitrag.

5 2 Beitragstatbestand

Der Beitrag wird tar bebaute. bebaubare oder ge\o'etblich genutzte
oder sewerbl1ch nutzbare. sowie fUr solche Grundstücke erhoben.
bei denen außer Niederschlagswasser weiteres Abwasser anfalle. oder
bei denen die oberirdische Ableitung des Niederschlagswassers un­
genUgend ist oder Hißstände zur Polge hat. wenn
1. fUr sie nach S 4 EIJS ein Recht zum AnschlUß an die Entwässe­

rungsanlage besteht, oder
2. sie an die Entwasserungsanlage tatsachlich angeschlossen sind.

ode,
3. sie auf Grund einer Sondervereinbarung nach § 7 EWS an die Ent­

wasserungsanlage angeschlossen werden.



5 3 Entstehen der Beitragsschuld

(I) Die Beitragsschuld entsteht i. Falle des
1. 5 2 Nr. I, sobald das GrundstOck an die Entwässerungsanlage an­

geschlossen werden kann,
2. S 2 Nr. 2, sobald das GrundstUck an die EntwäSserungsanlage an-

geschlossen ist,
3. S 2 Nr. 3 mit Abschluß der Sondervereinbarung.
~nn der in Absatz 1 Satz I genannte zeitpunkt vor dem lnkrafttre­
ten dieser Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld erst ait In­
krafttreten dieser Satzung.

(2) Wird eine Veränderung der Flache oder der Bebauung des Grund­
stUcks vorgenommen die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, ent­
steht die Beitragsschuld mit dem Abschluß dieser Maßnahme.

S 4 Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Beitrags­
schuld Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtlgter ist.

5 5 BeitragsaaPstab

(1) Der Beitrag wird nach der Grundstücksfläche und der Geschoßfläche
der vorhandenen Gebaude berechnet.

(2) Die Geschoßflache ist nach den Außenmaßen der Gebaude in aUen
Geschossen zu ermitteln. Keller werden ait der vollen Flache herange­
zogen. l:bchgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie ausgebaut
sind. Gebäude oder selbständige Gebaudeteile, die nach Art ihrer Nut­
zung keinen Bedarf nach SchPI..Ltzwasserableitung auslösen (Nebengebäu­
de), \o'I!rden nicht herangezogen; das gUt nicht für Geschosse, die
tatsächlich eine Schmut.rwasserable1tung haben. Balkone, Loggien und
Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und so....eit sie Ober die Gebäude­
fluchtlinie hinausragen.

(3) Bei Grundstücken, für die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
zulässig ist, wird als Geschoßfläche ein Viertel der Grundstücksflä­
che in Ansatz gebracht.; das gleiche gilt, wenn auf einem Grundstück
die zuläSSig Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung nur un­
tergeordnete Bedeutung hat.

(4) Bei sonstigen unbebauten GrundstOcken ist die anzusetzende Ge­
schoßflache nach der in der näheren Umaebung vorhandenen Bebauung
zu ermitt.eln; anzusetzen ist das durchschnittliche Maß der t.atsächli­
chen baulichen Ausnutzung der Grundstücke in der näheren ansebung.
Fehlt es an einer heranziehbaren Bebauung, so ist ein Viertel der
Grundstücksfläche als Geschoßfla.che anzusetzen.

(5) Y1rd ein Grundst.ück vergrößert und wurden für diese Flächen noch
keine Beitrage geleist.et, so entsteht die Beiragspfl1cht auch hier­
für. Gleiches gilt. im Falle der Geshoßflachenvergroj3erung für die
zusatzl1ch geschaffenen Geschoßflachen. Gleiches gilt fUr alle son­
stigen Veränderungen, die nach Absatz 2 fUr die 'Beit.ragsbelllessung
von Bedeutung sind.

(6) Wir ein unbebautes GrundstUck, fUr das ein Beit.rag nach Absat.z
3 oder Absatz 4 festgesetzt worden ist, später bebaut, so wird der
Beit.rag nach Absat.z I neu berechnet. Dem so ermittelten Betrag ist.
der Betrag gegenüberzustellen, der sich im Zeitpunkt des Entst.ehens
der neu zu berechnenden Beitragsschuld (S 3 Abs.2) bei Ansatz der
nach Absatz 3 oder Absatz 4 bertlcksicht1gten Geschoßfläche ergeben
wUrde. Der Unt.erschiedsbetrag 1st nachzuent.richt.en. Ergibt die Gegen­
überstellung eine Uberzahlung, so ist fOr die Berechnung des Erstat.­
tungsbetrages auf den Beitragssatz abzustellen, neh dem der ursprüng­
liche Beitrag entrichtet wurde. Der Erstattungsbetrag ist vom zeit.­
punkt der Entrichtung des ursprunglichen Beitrags an nach S 238 AO
zu verzinsen.



§ 6 Beitragssatz

(1) Der durch Beitri.lge abzudeckende Aufwand wird je zur Hälfte
nach der Summe der Grundstücksflächen und der Geschoßfli.lchen
umgelegt.

(2) Der Beitrag betri.lgt

a) pro m2 Grundstücksfläche

b) pro m2 Geschoßfli.lche

§ 7 Fi1lligkeit

DM

DM

5,00

16,00

Der Beitrag wird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbe­
scheides fällig.

§ 8 Erstattung der Kosten für Grundstücksanschlüsse

(1) Die Kosten für Grundstücksanschlüsse sind, soweit diese
nicht nach § 1 Abs. 3 EWS Bestandteil der Entwässerungsanlage
sind, in der jeweils tatsi.lchlich entstandenen Höhe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluß der jewei­
ligen Maßnahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens
des Erstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbau­
berechtigter ist. § 7 gilt entsprechend.

§ 9 Gebührenerhebung

Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der Entwässerungsanlage
Grund- und Einleitungsgebühren.

§ 9a Grundgebühr

Die Grundgebühr wird auf einheitlich 30,-- DM jährlich festge­
setzt.

§ 9b Einleitungsgebühr

(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden
Absi.ltze nach der Menge der Abwasser berechnet, die der Entwi.ls­
serungsanlage von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt
werden. Die Gebühr beträgt

... L~Q.. DM

pro Kubikmeter Abwasser.

(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der Wasser­
versorgungsanlage zugeführten Wassermengen abzüglich der nach­
weislich auf dem Grundstück verbrauchten oder zurückgehaltenen
Wassermengen, soweit der Abzug nicht nach Absatz 3 ausgeschlos­
sen ist. Der Nachweis der verbrauchten und der zurückgehaltenen
Wassermengen obliegt dem Gebührenpflichtigen. Bei landwirt­
schaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück
Großvieh eine Wassermenge von 20 m3 fJahr als nachgewiesen.
Maßgebend ist die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Vieh­
zahl. Die Wassermengen werden durch Wasserzi.lhler ermittelt. Sie
sind von der Gemeinde zu schätzen, wenn

1. Ein Wasserzähler nicht vorhanden ist, oder

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht er­
möglicht wird, oder



3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben, daß der Wasserzäh­
ler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt.

(3) Vom Abzug nach Absatz 2 sind ausgeschlossen

a) Wassermengen bis zu 5 m3 monatlich, sofern es sich um Wasser
für laufend wiederkehrende Verwendungszwecke handelt,

b) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser,

c) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser,

d) das zur Bewässerung von Gartenflächen verwendete Wasser, so­
fern nicht gärtnerische Nutzung zu Erwerbszwecken betrieben
wird und die Gartenfläche größer als 800 m2 ist.

§ 11 Gebührenzuschläge

Für Abwasser, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlammbe­
seitigung (Beseitigung) Kosten verursacht, die die durchschnittli­
chen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser von mehr als 30 v. H.
(Grenzwert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den Grenz­
wert übersteigenden Prozentsatzes des Kubikmeterpreises erhoben.

§ 12 Gebtlhrenabschläge

Wird bei Grundstücken vor Einleitung der Abwässer in die Entwäs­
serungsanlage eine Vorklärung oder sonstige Vorbehandlung der Ab­
wässer auf dem Grundstück verlangt, so ermäßigen sich die Einlei ­
tungsgebühren um die Hälfte. Dies gilt nicht für Grundstücke mit
gewerblichen oder sonstigen Betrieben, bei denen die Vorklärung
oder Vorbehandlung lediglich bewirkt, daß die Abwässer dem durch-
schnittlichen Verschmutzungsgrad oder der üblichen Verschmutzungs­

art der eingeleiteten Abwässer entsprechen.

§ 13 Entstehung der Gebührenschuld

(1) die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwas­
ser in die Einwässerungsanlage.

(2) Die Grundgebührenschuld entsteht erstmals mit dem Tag, der auf
den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses
folgt; die Gemeinde teilt dem Gebührenschuldner diesen Tag schrift­
lich mit. Im übrigen entsteht die Grundgebührenschuld mit dem Be­
ginn eines jeden Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der Jahres­
grundgebührenschuld neu.

§ 14 Gebührenschuldner

Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebüh­
renschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des
Grundstücks dinglich berechtigt ist. Gebührenschuldner ist auch
der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes. Mehrere
Gebührenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 15 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) Die Einleitung wird jährlich abgerechnet. Die Grund- und Ein­
leitungsgebühr werden einen Monat nach Zustellung des Gebührenbe­
scheides fällig.

(2) Auf die Gebührenschuld sind zum 15.2., 15.5., 15.8. und 15.11.
jedes Jahres Vorauszahlungen in Höhe eines Viertels der Jahresab­
rechnung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresab­
rechnung, so setzt die Gemeinde die Höhe der Vorauszahlung unter
Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest.

§ 16 Pflichten der Beitrags- und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde
für die Höhe der Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich
zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen - auf Verlangen
auch unter Vorlage entsprechender Unterlagen - Auskunft zu ertei­
len.



§ 17 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1.7.1984 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 13.12.1979 außer Kraft.

Lohkirchen, den 1.4.1985

FUr dl. ee:1V h.n

~~~~~~~~/t .
I. Bürgermeister

Genehllligunasvet'lllerk:

Diese Satzung wurde mit Schreiben des Landratsamtes Hühldorf a.lnn
vom 28.3.1985, Az.: 63-632, Sg. 20/6a genehmigt.

Den Genehmigungsvorbehalten des Landratsamtes ~rde vom Gemeinde­
rat in der Sitzung am 28.3.1985 beschlußmäßig Rechnung getragen.

Auf Grund des Art. 5 des Kommunalabgabengesetzes erläßt die

Gemeinde LOHKIRCHEN

folgende

BEITRAGSSATZUNG FUR DIE VERBESSERUNG DER DlfWASSERUNGSANLAGE

I I
Beitragserhebung

Die Gelleinde erhebt einen Beitrag zur Deckung ihres Aufwandes für die
Verbesserung der Entwasserungsanlage fUr das Gebiet der GelDeinde Loh­
kirchen durch folgende Maßnahme:

Errichtung einer Erdklarbeckenanlage mit
Hauptsammler und RegenUberlauf

I 2
Beltragstatbestand

Der Beitrag wird für bebaute, bebaubare oder gewerblich genutzte oder
gewerblich nutzbare, sowie fUr solche Grundstücke erhoben. bei denen
außer Niederschlagswasser weiteres Abwasser anfallt, oder bei denen
die oberirdische Ableitung des Niederschlagswassers ungenügend ist
oder Mißstände zur Folge hat, wenn für sie nach § 4 EWS ein Recht zum
Anschluß an die Entwasserungsanlage besteht, oder 'Wenn sie an die Ent­
wasserungsanlage tatsächlich angeschlossen sind.

I 3
Entstehen der Beitragsschuld

1. Die Beitragsschuld entsteht, wenn die Verbesserungsmaßnahme tat­
sachlich beendet ist. Wenn der in Satz 1 genannte Zeitpunkt vor
de~ Inkrafttreten dieser Satzung liegt, entsteht die Beitragsschuld
erst ait Inkrafftreten dieser Satzung.

2. Wenn eine Veranderung der Bebauung des Grundstücks vorgenOlllllen
wird, die beitragsrechtliche Auswirkungen hat, entsteht die Bei­
tragsschuld, sobald die Gemeinde VOlll Abschluß dieser Maßnahme
Kenntnis erhalt.

I 4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Ent.st.ehens der Beitrags­
schuld EigentUmer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist.

5 4 a)
Kreis der Beitragspflichtigen

Zu Verbesserungsbetträgen werden nur die bisherigen Anschlußinhaber
herangezogen. Bisherige Anschlußinhaber sind diejenigen Beitragspflich­
tigen, die bereits einen Herstellungsbettrag für den Anschluß an die
gemeindliche Abwasserbeseitigungsanlage entrichtet haben.



§ 5
Beitragsmaßstab

I. Der Beitrag wird nach der Grundstücksfl.'lche und der Geschoßfläche
der vorhandenen Gebäude berechnet.

2. Die Geschoßfläche ist nach den Außerunaßen der Gebäude in allen Ge­
schossen zu ermitteln. Keller und Garagen werden mit der vollen Flä­
che herangezogen. Dachgeschosse werden nur herangezogen, soweit sie
ausgebaut sind. Nebengebäude werden nur hinsichtlich der Geschosse
herangezogen. die eine Abwasserableitung zum Kanal haben. Balkone,
Loggien und Terrassen bleiben außer Ansatz, wenn und soweit sie ober
die Geb.'ludefluchtlinie hinausragen.

3. Bei Grundstücken, fUr die eine gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
zulassig ist. wird als Geschoßfläche ein Viertel der CrundstUcks­
fläche in Ansatz gebracht; das gleiche gilt. wenn auf einem Grund­
stUck die zulässige Bebauung im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung
nur untergeordnete Bedeutung hat.

4. Bei sonstigen unbebauten GrundstUcken ist die anzusetzende Geschoß­
fläche nach der in der näheren Umgebung vorhandenen Bebauung zu er­
mitteln; anzusetzen ist das durchschnittliche Haß der tatsächlichen
baulichen Ausnutzung der GrundstUcke in der näheren Umgebung. Fehlt
es an einer heranziebaren Bebauung, so 1st ein Viertel der Grund­
stUcksflache als Geschoßflache anzusetzen.

§ 6
Beitragssatz

1. Der durch Beitrage abzudeckende Aufwand "'ird je zur Hälfte nach der
Summe der GrundstUcksflächen und der Geschoßflachen umgelegt.

2 . Der Beitrag betragt
a) pro m2 GrundstUcksflache
b) pro m2 Geschoßfläche

DM
DM

:l 00......... ~ .
.... .-$, .1v .

§ 7
Fälligkeit

Der Beitrag ",ird einen Monat nach Zustellung des Beitragsbescheides fal­
lig.

§ 8
Pflichten der Beitragsschuldner

Die ßeitragsschuldner sind verpflichtet. der Gemeinde fUr die Höhe der
Schuld maßgebliche Veränderungen unverzüglich zu melden und über den Um­
fang dieser Veränderungen Auskunft zu erteilen.

§ 9
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt eine Woche nach ihrer Bekanntgabe in Kraft.

Lohkirchen , den 1.4. 1985

FUr die Gemei~~ Lo~chen

.......tlif.;;V .
Gillhuler
1. Bürgermeister

Genehmigungsvermerk:

Diese Satzung "-'Urde mit Schreiben des Landratsamtes HUhldorf a.Inn
vom 28.3.1985, Az.: 63-632, Sg. 20/6a genehmigt.

Den Genehmigungsvorbehalten des Landratsamtes "-'Urde vom Gemeinde­
rat in der Sitzung am 28.3.1985 beschlußmäßig Rechnung getragen.


